
                                                                                                                  
 
Redebeitrag von Stadträtin Nicole Anger zum Haushaltsplan für 2026 in der 
Stadtratssitzung am 08. Dezember 2025 
 

„Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, 

sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 

 

als Vorsitzende des Ausschusses für Gesundheit und Soziales möchte ich zunächst 

ausdrücklich Danke sagen – an die Mitarbeiter:innen der Verwaltung. Sie haben nicht nur 

den Haushalt inhaltlich vorbereitet, sondern standen uns auch in unserer Sitzung Rede 

und Antwort, haben Fragen geduldig beantwortet und Zusammenhänge transparent 

gemacht. Das ist gute Zusammenarbeit. 

Der vorliegende Haushalt bewegt uns – insbesondere vor dem Hintergrund des 

anhaltenden Defizits. Das ist eine Belastung für die Stadt insgesamt und natürlich auch 

für die Bereiche unseres Ausschusses. Gleichzeitig sehen wir hier sehr deutlich, worum 

es geht: um Menschen und um den sozialen Zusammenhalt in unserer Stadt. 

Ein zentrales Thema bleibt dabei das Personal. Die Flexliste soll beim 

Personalmanagement Handlungsspielräume eröffnen. Gleichzeitig finden sich dort auch 

Stellen von hoher Bedeutung – etwa die der Kinderbeauftragten. Dass diese Stelle 

erneut vertagt wurde, halte ich für problematisch, denn gute soziale Arbeit braucht 

Verlässlichkeit und ausreichende personelle Ausstattung. Und gerade die Jüngsten in 

der Stadt sollten uns das wert sein. Wenn man sich die Breite der sozialen Leistungen 

anschaut, wird deutlich, wie angespannt die Lage insgesamt ist. Die Wartezeiten für 

Antragsteller:innen auf soziale Leistungen sind oft lang. Das ist für die Menschen, die 

auf Unterstützung angewiesen sind, unbefriedigend – aber auch für die Mitarbeitenden 

selbst. Viele von ihnen arbeiten hoch engagiert und würden gern schneller entscheiden 

und helfen, wenn sie die entsprechenden Ressourcen hätten. 

Die steigenden Antragszahlen zeigen zudem eine klare Entwicklung: So haben sich die 

Bewilligungszahlen im Bildungs- und Teilhabepaket haben sich in den letzten vier Jahren 

mehr als verdoppelt. Leistungen erreichen mehr Menschen und werden stärker in 

Anspruch genommen. Und das ist auch gut so. Entsprechend steigen aber sowohl die  

 



                                                                                                                  
 

Aufwendungen in der Verwaltung als auch die Deckungskreise im Sozialbereich, bei den 

Hilfen zur Erziehung und im KiFöG. 

Nicht nur bei den Hilfen zur Erziehung ist wichtig zu betonen, dass steigende Ausgaben 

differenziert betrachtet werden müssen. Es wird genau hingeschaut – bei den HzE immer 

mit dem Kindeswohl als zentralem Maßstab. Frühzeitige und passgenaue Unterstützung 

schützt Kinder und entlastet Familien, langfristig auch die Gesellschaft insgesamt. 

Im Sozialbereich sehen wir darüber hinaus u.a. steigende Kosten bei der Hilfe zur Pflege 

und damit auch einen steigenden Aufwand für das Personal in der Verwaltung. Das sind 

sehr konkrete Hinweise darauf, dass viele Menschen – insbesondere im Alter – mit ihrer 

Rente nicht mehr auskommen. Altersarmut ist für viele längst Realität. Diese Entwicklung 

zeigt sich unmittelbar in unseren kommunalen Leistungen und macht deutlich, dass 

soziale Sicherung keine abstrakte Debatte ist, sondern den Alltag vieler Menschen 

betrifft. 

Weiterhin offen ist, mit welchen Mitteln die Stadt aus Programmen wie dem Kita-Stabil 

rechnen kann. Hier ist die Landesregierung deutlich im Verzug. Der Ausgleich für 

sinkende Kinderzahlen ist jedoch wesentlich, um Qualität in unseren Kitas zu sichern und 

das Personal dort zu halten. Fehlende Planungssicherheit verschärft die ohnehin 

angespannte Situation zusätzlich. 

Dass das Dezernat 5 den größten Anteil am städtischen Haushalt ausmacht, ist 

folgerichtig: Denn hier geht es um zentrale Lebensbereiche – um Kinder, Familien, ältere 

Menschen und Menschen in schwierigen Lebenslagen. Um Teilhabe, Prävention und 

soziale Stabilität. 

Gesundheit und Soziales dürfen deshalb nicht allein als Kostenfaktor betrachtet werden. 

Sie sind ein fundamentales Element einer solidarischen Stadtgesellschaft. Niemand darf 

abgehängt werden – und diesen Anspruch müssen wir auch bei schwierigen 

Haushaltslagen ernst nehmen. 

Vielen Dank.“ 

(Es gilt das gesprochene Wort) 


